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§ 1 

Geltung der StromGVV 

Auf dieses Vertragsverhältnis findet die Verordnung über Allgemeine Be-
dingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Ersatz-
versorgung mit Strom aus dem Niederspannungsnetz (Stromgrundversor-
gungsverordnung – StromGVV) vom 26.10.2006, zuletzt geändert durch 
Art. 7 G v. 20.07.2022 I 1237 (Anlage 1) Anwendung, soweit nicht in diesem 
Vertrag abweichende bzw. ergänzende Vereinbarungen getroffen wurden.   

 

§ 2 

Vertragsgegenstand 

1. Gegenstand dieses Vertrages ist die Belieferung von Kunden mit Strom 
einschließlich der Netznutzung für berufliche, landwirtschaftliche und ge-
werbliche Zwecke. Dieser Vertrag ist ein kombinierter Vertrag im Sinne des 
§ 9 Abs. 2 Messstellenbetriebsgesetz (MsbG).  Der Lieferant wird die Ent-
gelte für den Messstellenbetrieb für den jeweiligen Messstellenbetreiber 
abrechnen.  

2. Der Lieferant ist verpflichtet, den Elektrizitätsbedarf des Kunden zu befrie-
digen und für die Dauer des Vertrages im vertraglich vorgesehenen Um-
fang jederzeit Elektrizität zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht, soweit 
die vereinbarten Preise und Vertragsbedingungen zeitliche Beschränkun-
gen vorsehen, soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss 
und die Anschlussnutzung unterbrochen hat oder soweit und solange der 
Lieferant an dem Bezug oder der vertragsgemäßen Lieferung von Elektri-
zität durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung ihm 
nicht möglich ist, gehindert ist. 

3. Der Kunde deckt seinen gesamten leitungsgebundenen Elektrizitätsbedarf 
für die vertraglich bestimmte Entnahmestelle aus den Elektrizitätslieferun-
gen des Lieferanten. Hiervon unberührt bleiben die in § 4 StromGVV gere-
gelten Ausnahmen.  

4. Der Kunde wird das Strom lediglich zur eigenen Versorgung nutzen; eine 
Weiterleitung an Dritte ist unzulässig. 

5. Der Kunde verpflichtet sich, mindestens 80 % vereinbarten Menge abzu-
nehmen. Wird die vereinbarte Menge um mehr als 20 % unterschritten, ist 
der Kunde grundsätzlich verpflichtet, für die Unterschreitungsmenge (Dif-
ferenz zwischen tatsächlichem Jahresverbrauch und 80 % des voraussicht-
lichen Jahresverbrauchs) ein zusätzliches Entgelt zu bezahlen. Der Liefe-
rant behält sich vor, für diesen Fall das zusätzliche Entgelt angemessen zu 
ermitteln und zu erheben. 

Der Lieferant ist bereit, auch einen über die in diesem Vertrag vereinbarten 
Mengen hinausgehenden, vorübergehenden Bedarf des Kunden im Rah-
men der bestehenden Gegebenheiten zu decken, wenn der Kunde diesen 
Bedarf rechtzeitig angemeldet und der Lieferant zugestimmt hat. Der Lie-
ferant behält sich vor, für diesen Fall ein zusätzliches angemessenes Ent-
gelt zu erheben. 

6. Verwendet der Kunde die gelieferte elektrische Energie als Zusatzenergie 
zur Deckung des Spitzenwärmebedarfes (z.B. in Kombination mit einer 
Elektrowärmepumpe), so ist er verpflichtet, dies dem Lieferanten mitzutei-
len. Zur weiteren Belieferung bedarf es in diesem Fall der Vereinbarung 
einer besonderen, die tatsächlichen Abnahmeverhältnisse angemessen 
berücksichtigenden Preisregelung. 

7. Netzanschluss- und Anschlussnutzungsverhältnis sowie im Einzelfall zu er-
bringende Wartungsdienste sind nicht Gegenstand dieses Vertrages. Hin-
sichtlich dieser Bereiche bedarf es gesonderter Vereinbarungen. 

 

§ 3 

Erweiterung und Änderung von Anlagen  

und Verbrauchsgeräten 

Erweiterungen und Änderungen der Kundenanlage sowie die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchsgeräte sind dem Lieferanten unverzüglich in Text-
form mitzuteilen, soweit sich dadurch preisliche Bemessungsgrößen än-
dern.  

 

§ 4 

Entgelte, Steuern, Abgaben,  

Umlagen, Preisänderung 

 

1. Der Kunde zahlt an den Lieferanten die im Vertrag oder im Preisblatt  
(Anlage 3) ausgewiesenen Preise. Diese beinhalten 
 

a. die Vergütung für die Energielieferung (Beschaffungskosten, 
Kosten des Geschäftsbetriebs) und 

b. die Vergütung des unternehmerischen Risikos. 
 

2. Zusätzlich zu den Energiepreisen gemäß Ziffer 1 zahlt der Kunde an den 
Lieferanten folgende Preisbestandteile in der jeweils geltenden gesetzli-
chen oder durch die zuständige Stelle veröffentlichten Höhe: 

 
a. die Kosten der Netznutzung 
b. die Kosten des Messstellenbetriebs 
c. die Konzessionsabgabe 
d. die Umlage gemäß Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
e. die Umlage gemäß § 19 Abs. 2 Stromnetzentgeltverordnung  
f. die Offshore-Netzumlage gemäß § 17f EnWG 
g. die Umlage gemäß § 18 der Verordnung über Vereinbarungen 

zu abschaltbaren Lasten 
h. die Stromsteuer. 

Die Nettopreise zuzüglich der Umsatzsteuer in jeweils gültiger gesetzli-
cher Höhe ergeben die Bruttopreise. 

3. Der Lieferant kann erst nach fruchtlosem Ablauf einer nach Verzugseintritt 
gesetzten angemessenen Frist die Sicherheit in Anspruch nehmen. Die 
Fristsetzung kann zusammen mit der Mahnung erfolgen. 

4. Verändern sich die der Preiskalkulation der vereinbarten Preise zugrunde-
liegenden Kosten des Lieferanten aufgrund  

a. einer Veränderung seiner Beschaffungskonditionen für Strom und/o-
der der Kosten seines Geschäftsbetriebs (Preisbestandteil Ziffer 1. a.),  

b. einer Veränderung (Erhöhung oder Senkung) der Kosten der Netznut-
zung und des Messstellenbetriebs (Preisbestandteile Ziffer 2. a. und 
b), und/oder 

c. einer Veränderung (Erhöhung oder Senkung) oder einem Wegfall von 
Steuern, Abgaben, Umlagen und/oder sonstigen, die Stromlieferung 
unmittelbar betreffenden, hoheitlich auferlegten Belastungen (Preisbe-
standteile Ziffer 2. c. bis h.),  

d. einer Neueinführung von Steuern, Abgaben, Umlagen und/oder sons-
tigen, die Stromlieferung unmittelbar betreffenden, hoheitlich auferleg-
ten Belastungen, welche bei Abschluss des Stromlieferungsvertrages 
entweder dem Grunde oder der Höhe nach noch nicht feststanden,     

und verteuert oder verbilligt sich hierdurch die Lieferung von Strom, ist der 
Lieferant berechtigt, die Preise nach billigem Ermessen gemäß § 315 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) entsprechend anzupassen. Der Kunde 
kann dies nach § 315 Abs. 3 BGB zivilgerichtlich überprüfen lassen. Das 
Anpassungsrecht besteht nur, soweit die Kostenveränderung zu einer we-
sentlichen Veränderung der Gesamtkosten führt und nicht durch rückläu-
fige Kosten in anderen Bereichen ausgeglichen wird (Gesamtkostenbe-
trachtung); eine Preisänderung des Lieferanten ist nicht mit einer Gewinn-
steigerung verbunden. Sofern der Lieferant insgesamt höhere Kosten zu 
tragen hat, als dies bei Abschluss des Stromlieferungsvertrages der Fall 
war, erfolgt eine Preiserhöhung; sofern der Lieferant insgesamt geringere 
Kosten zu tragen hat, als dies bei Abschluss des Stromlieferungsvertrages 
der Fall war, erfolgt eine Preissenkung. Der Lieferant wird bei der Weiter-
gabe von Preiserhöhungen und Preissenkungen dieselben zeitlichen Maß-
stäbe ansetzen und insbesondere Kostensenkungen nicht später weiterge-
ben als Kostensteigerungen.   

5. Änderungen der Preise werden jeweils zum Monatsbeginn und erst nach 
Unterrichtung in Textform wirksam, die spätestens zwei Wochen vor der 
beabsichtigten Änderung erfolgen muss. Die Unterrichtung wird unmittelbar 
und auf verständliche und einfache Weise erfolgen und auf Anlass, Voraus-
setzungen und Umfang der Preisänderungen hinweisen. Im Fall einer Än-
derung der Preise hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen 
zu kündigen. Hierauf weist der Lieferant den Kunden in der Unterrichtung 
gesondert hin. 

6. Bei unveränderter Weitergabe von umsatzsteuerlichen Mehr- oder Minder-
belastungen, die sich aus einer gesetzlichen Änderung der geltenden Um-
satzsteuersätze ergeben, bedarf es keiner Unterrichtung nach Ziffer 5; da-
bei entsteht kein außerordentliches Kündigungsrecht nach Ziffer 5.  

 

§ 5 

Änderung der Vertragsbedingungen  

1. Das vertragliche Äquivalenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch 
unvorhersehbare Änderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbe-
dingungen (z. B. durch Gesetzesänderungen, sofern deren konkreter Inhalt 
nicht bereits – etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen 
Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die der 
Lieferant nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat, in nicht 
unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss 
eine im Vertrag und/oder diesen Bedingungen entstandene Lücke nicht un-
erhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des Vertrages entstehen 
lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam erklärt), 
die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In sol-
chen Fällen ist der Lieferant berechtigt, den Vertrag und diese Bedingun-
gen – mit Ausnahme der Preise – nach billigem Ermessen gemäß § 315 
BGB unverzüglich insoweit anzupassen und/oder zu ergänzen, als es die 
Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von Leistung und Gegen-
leistung und/oder der Ausgleich entstandener Vertragslücken zur zumutba-
ren Fort- und Durchführung des Vertragsverhältnisses erforderlich macht 
(z. B. mangels gesetzlicher Überleitungsbestimmungen). Der Kunde hat 
gemäß § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens 
durch den Lieferanten gerichtlich überprüfen zu lassen. 
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2. Änderungen der vertraglichen Regelungen werden jeweils zum Monatsbe-
ginn und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam, die mindestens 
sechs Wochen vor der beabsichtigten Änderung erfolgen muss. Der Liefe-
rant ist verpflichtet, zu den beabsichtigten Änderungen zeitgleich mit der 
öffentlichen Bekanntgabe eine briefliche Mitteilung an den Kunden zu ver-
senden und die Änderungen auf seiner Internetseite unter www.stawm.de 
zu veröffentlichen. Die Änderung gilt als genehmigt, wenn der Kunde dieser 
nicht vor Wirksamwerden widerspricht.  

3. Bei einer einseitigen Änderung der Vertragsbedingungen durch den Liefe-
ranten hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist durch Erklärung in Textform zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens der Änderungen zu kündigen. Hierauf weist der Lieferant den Kunden 
in der Mitteilung gesondert hin. 

4. Der Lieferant wird den Kunden bei der Bekanntgabe der Änderung auf sein 
Kündigungsrecht gesondert hinweisen. Hierdurch wird kein vertragliches 
Sonderkündigungsrecht begründet.  

    

§ 6 

Unterbrechung der Lieferung 

1. Der Lieferant ist berechtigt, die Belieferung ohne vorherige Androhung 
durch den Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde den ver-
traglichen Vereinbarungen einschließlich dieser Vertragsbedingungen in 
nicht unerheblichem Maße schuldhaft zuwiderhandelt und die Unterbre-
chung erforderlich ist, um den Gebrauch von Strom unter Umgehung, Be-
einflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern. 

2. Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei der Nichterfüllung einer 
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Lieferant berechtigt, die Be-
lieferung vier Wochen nach Androhung unterbrechen zu lassen und den 
zuständigen Netzbetreiber mit der Unterbrechung der Belieferung zu be-
auftragen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Unterbrechung außer Ver-
hältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen oder der Kunde glaubhaft 
und nachweislich darlegt, dass er seinen Verpflichtungen unverzüglich 
nachkommt. Wegen Zahlungsverzuges darf der Lieferant eine Unterbre-
chung nur durchführen lassen, wenn der Kunde nach Abzug etwaiger An-
zahlungen in Verzug ist mit Zahlungsverpflichtungen in Höhe des Doppel-
ten der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat entfallenden Ab-
schlags- oder Vorauszahlung oder, wenn keine Abschlags- oder Voraus-
zahlungen zu entrichten sind, mit mindestens einem Sechstel des voraus-
sichtlichen Betrages der Jahresrechnung. Dabei müssen die Zahlungsver-
pflichtungen des Kunden mindestens 100 Euro betragen. Die Verhältnis-
mäßigkeit ist insbesondere dann nicht gewahrt, wenn infolge der Unterbre-
chung eine konkrete Gefahr für Leib oder Leben der dadurch Betroffenen 
zu besorgen ist. Der Lieferant kann mit der Mahnung zugleich die Unter-
brechung der Belieferung androhen, sofern dies nicht außer Verhältnis zur 
Schwere der Zuwiderhandlung steht.  

3. Der Lieferant hat die Belieferung unverzüglich wiederherstellen zu lassen, 
sobald die Gründe für ihre Unterbrechung entfallen sind und der Kunde die 
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung der Belieferung, in der 
im Preisblatt des Lieferanten ausgewiesenen Höhe, ersetzt hat. Auf Verla-
gen des Kunden weist der Lieferant die Berechnungsgrundlage nach. Dem 
Kunden bleibt der Nachweis vorbehalten, dass keine oder geringere Kos-
ten entstanden sind. 

4. Der Beginn der Unterbrechung der Belieferung ist dem Kunden acht Werk-
tage im Voraus anzukündigen. 

5. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitäts-
versorgung infolge einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des Netz-
anschlusses sind Ansprüche des Kunden gegen den Netzbetreiber geltend 
zu machen. 

 

§ 7 

Vorauszahlungen und Sicherheitsleistungen 

1. Besteht nach den Umständen des Einzelfalls hinreichend Grund zur An-
nahme, dass der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt (z.B. Zahlungsverzug trotz Mahnung), ist der Liefe-
rant berechtigt, im Rahmen des § 14 StromGVV Vorauszahlungen zu ver-
langen. 
 

2. Ist der Kunde zur Vorauszahlung nicht bereit oder nicht in der Lage, kann 
der Lieferant im Rahmen des § 15 StromGVV in angemessener Höhe Si-
cherheit verlangen. Als angemessen gilt eine Sicherheitsleistung, wenn sie 
dem zweifachen voraussichtlichen monatlichen Entgelt nach diesem Ver-
trag entspricht. 
 

3. Der Lieferant kann erst nach fruchtlosem Ablauf einer nach Verzugseintritt 
gesetzten angemessenen Frist die Sicherheit in Anspruch nehmen. Die 
Fristsetzung kann zusammen mit der Mahnung erfolgen.  
 

§ 8 

Messung und Abrechnung 

1. Der vom Lieferanten gelieferte Strom wird durch Messeinrichtungen nach 
den Vorschriften des MsbG festgestellt. 

2. Die Messeinrichtungen können vom zuständi-
gen Netzbetreiber, Messstellenbetreiber, vom 
Lieferanten oder von dessen Beauftragten oder auf Verlangen des Netzbe-
treibers, Messstellenbetreibers und des Lieferanten vom Kunden selbst ab- 
bzw. ausgelesen werden. Der Lieferant ist berechtigt, die ihm vom Netzbe-
treiber oder Messstellenbetreiber zur Verfügung gestellten Zählerstände 
und Zählwerte zur Abrechnung zu verwenden. Können die Messeinrichtun-
gen nicht oder nicht rechtzeitig abgelesen werden,  
 
 
 
so kann der Verbrauch des Kunden, insbesondere auf Grundlage der letz-
ten Ablesung, geschätzt werden, wobei die tatsächlichen Verhältnisse an-
gemessen zu berücksichtigen sind. 
 

3. Der Stromverbrauch er Stromverbrauch wird bei Entnahmestellen mit re-
gistrierender ¼-h-Leistungsmessung monatlich abgerechnet. Ist zwischen 
den Vertragspartnern ein Jahresleistungspreis vereinbart, erfolgt die Ab-
rechnung auf Basis des im jeweiligen Abrechnungsjahr angefallenen Ver-
brauchs in kWh und des jeweils höchsten Jahresleistungswertes in kW. Der 
höchste Jahresleistungswert ist der innerhalb des Abrechnungsjahres des 
Lieferanten höchste gemessene ¼-h-Leistungswert. Ist zwischen den Ver-
tragspartnern ein Monatsleistungspreis vereinbart, erfolgt die Abrechnung 
auf Basis des im jeweiligen Abrechnungsmonat angefallenen Verbrauchs 
in kWh und des jeweils höchsten Monatsleistungswertes in kW. Die Höchst-
leistung des Abrechnungsmonats ist der innerhalb des Abrechnungsmo-
nats höchste gemessene ¼-h-Leistungswert. 
 
Für den Fall, dass bei einer Entnahmestelle mit registrierender ¼-h-Leis-
tungsmessung ein Lieferantenwechsel zu einem anderen Termin als zum 
01.01. eines Jahres erfolgt und der Netzbetreiber gegenüber dem Lieferan-
ten eine Nachberechnung des Leistungsentgeltes für einen Zeitraum vor 
dem Lieferantenwechsel oder aufgrund einer geänderten Benutzungsstun-
denzahl vornimmt, wird der Lieferant diesen Nachberechnungsbetrag des 
Netzbetreibers in gleicher Höhe an den Kunden weitergeben.  
 
Der Kunde hat grundsätzlich dafür Sorge zu tragen, dass in unmittelbarer 
Nähe zur Messeinrichtung eine Kommunikationseinrichtung für die Zähler-
fernauslesung (in der Regel ein extern anwählbarer analoger Telefonan-
schluss sowie eine Netzsteckdose) zur Verfügung steht. Die Kosten hierfür 
trägt der Kunde.  
 
Die Fernauslesung muss vor Aufnahme der Belieferung zur Verfügung  
stehen. Bei Nichtfertigstellung gehen Kosten des zusätzlichen Aufwandes  
zu Lasten des Kunden, es sei denn, der Netzbetreiber oder  
Messstellenbetreiber hat die Verzögerung zu vertreten.  
 

4. Der Stromverbrauch wird bei Entnahmestellen ohne registrierende ¼-h 
Leistungsmessung durch monatliche Abschläge und Stellung einer jährli-
chen Rechnung anhand des tatsächlichen Verbrauchs in kWh im Abrech-
nungszeitraum abgerechnet. Es bleibt dem Lieferanten vorbehalten, auch 
in kürzeren oder längeren Zeiträumen abzurechnen, die jedoch 12 Monate 
nicht wesentlich überschreiten dürfen.  
 
Auf Wunsch des Kunden kann eine monatliche, vierteljährliche oder halb-
jährliche Abrechnung (unterjährige Abrechnung) vereinbart werden. Eine 
unterjährige Abrechnung kann nur mit Beginn eines Kalendermonats auf-
genommen werden; bei einer vierteljährlichen Abrechnung jeweils zum 1. 
Januar, 1. April, 1. Juli oder 1. Oktober eines Kalenderjahres; bei einer 
halbjährlichen Abrechnung jeweils zum 1. Januar oder 1. Juli eines Kalen-
derjahres. Jede zusätzliche unterjährige Abrechnung erfolgt gegen Zah-
lung eines entsprechenden Entgelts gemäß Preisblatt, es sei denn die Ver-
brauchswerte werden über ein intelligentes Messsystem im Sinne des § 2 
Nr. 7 MsbG ausgelesen. Der Kunde beauftragt die unterjährige Abrech-
nung spätestens einen Monat vor dem gewünschten Anfangsdatum in 
Textform. 
 

5. Auf Wunsch des Kunden sind Abrechnungen unentgeltlich elektronisch zu 
übermitteln. Wünscht der Kunde keine elektronische Abrechnung und Ab-
rechnungsinformation erfolgt die Übermittlung unentgeltlich in Papierform. 

6. Der Lieferant wird Kunden, die sich für eine elektronische Übermittlung ge-
mäß Ziffer 5 entschieden haben, Abrechnungsinformationen mindestens 
alle sechs Monate oder auf Verlangen einmal alle drei Monate unentgeltlich 
zur Verfügung, sofern keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten erfolgt 
und, zu stellen. Erfolgt eine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten, wird 
der Lieferant eine monatliche Abrechnungsinformation unentgeltlich zur 
Verfügung zu stellen, dabei kann dies über das Internet oder andere geeig-
nete elektronische Medien erfolgen. Abrechnungsinformationen erfolgen 
auf Grundlage des nach § 8 in Verbindung mit § 40a EnWG ermittelten 
Verbrauchs. 

7. Der Lieferant wird auf Verlangen des Kunden ergänzende Informationen zu 
dessen Verbrauchshistorie, soweit verfügbar, dem Kunden selbst und zu-
sätzlich auch einem vom Kunden benannten Dritten, insbesondere dem 
neuen Lieferanten den Vorjahresverbrauch, zur Verfügung zu stellen. Die 
ergänzenden Informationen müssen kumulierte Daten mindestens für die 
vorangegangenen drei Jahre umfassen, längstens für den Zeitraum seit 
Beginn dieses Stromliefervertrages, und den Intervallen der Abrechnungs-
informationen entsprechen. Der Lieferant ist berechtigt, die Erstattung der 
hierfür bei ihm tatsächlich anfallenden Kosten verlangen oder dem Kunden 
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hierfür eine Pauschale in der im Preisblatt des Lieferanten ausgewiesenen 
Höhe zu erstatten. Dem Kunden bleibt der Nachweis vorbehalten, dass 
keine oder geringere Kosten entstanden sind. 

 
8. Messstellenbetriebs-, Leistungs- und ggf. Grundpreis sind Jahreswerte, die 

tagesgenau umgerechnet werden. 
 

9. Ist an der Entnahmestelle des Kunden eine moderne Messeinrichtung im 
Sinne des § 2 Nr. 15 MsbG oder ein intelligentes Messsystem gemäß § 2  
 
Nr. 7 MsbG installiert, wird der Lieferant ihm hierdurch entstehende zusätz-
liche Kosten für den Messstellenbetrieb an den Kunden weiterberechnen. 
 

10. Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Arbeitspreise, so 
wird der für die neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig berech-
net; jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der Grundlage der 
für die jeweilige Abnehmergruppe maßgeblichen Erfahrungswerte ange-
messen zu berücksichtigen. Entsprechendes gilt bei Änderung des Um-
satzsteuersatzes und erlösabhängiger Abgabensätze. 

 

§ 9 

Zahlung 

1. Der Kunde begleicht die fälligen Stromrechnungen oder Abschlagszahlun-
gen durch Überweisung auf eines der Konten des Lieferanten. Daneben 
besteht die Möglichkeit zur Teilnahme am SEPA-Lastschriftverfahren und 
der Bareinzahlung an der Kasse des Lieferanten. 

2. Kosten, die dem Lieferanten durch Zahlungsverzug des Kunden entstehen, 
sind diesem in der im Preisblatt des Lieferanten ausgewiesenen Höhe zu 
erstatten. Dem Kunden bleibt der Nachweis vorbehalten, dass keine oder 
geringere Kosten entstanden sind. 

 

 

§ 10 

Haftung 

1. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Stromversor-
gung ist, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs ein-
schließlich des Netzanschlusses handelt, der Lieferant von seiner Leis-
tungspflicht befreit. 

2. Die Vertragspartner haften einander für sonstige Schäden nur, soweit diese 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurden. Dies gilt nicht für Schä-
den, die auf der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
oder auf der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten (sog. Kardinalpflich-
ten) beruhen. Wesentliche Vertragspflichten sind Pflichten, deren Erfüllung 
die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermögli-
chen und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen 
darf. 

3. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche auf ande-
ren Umständen als Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit beruht, ist die Haf-
tung auf den bei Abschluss des Vertrages als mögliche Folge der Vertrags-
verletzung vorhergesehenen oder unter Berücksichtigung der Umstände 
vorhersehbaren Schaden beschränkt. Gleiches gilt bei grob fahrlässigem 
Verhalten einfacher Erfüllungsgehilfen (nichtleitende Angestellte) außer-
halb des Bereichs der wesentlichen Vertragspflichten sowie der Lebens-, 
Körper- oder Gesundheitsschäden.  

 

§ 11 

Rechtsnachfolge 

Die Vertragspartner sind berechtigt und im Falle einer Veräußerung des 
Unternehmens verpflichtet, den Vertrag auf einen Dritten zu übertragen, 
sofern der jeweils andere Vertragspartner der Übertragung zustimmt. Die 
Zustimmung gilt als erteilt, wenn der jeweils andere Vertragspartner nicht 
innerhalb von sechs Wochen nach einer Mitteilung in Textform über die 
Übertragung in Textform widerspricht. Die Vertragspartner werden den je-
weils anderen Vertragspartner hierauf in der Mitteilung über die geplante 
Übertragung besonders hinweisen.  

 

§ 12  

Vertragslaufzeit, Kündigung 

1. Der Vertrag tritt mit Unterzeichnung in Kraft und hat eine Erstlaufzeit wie im 
Vertrag vereinbart. Die Vertragspartner können den Vertrag erstmalig mit 
einer Frist von mindestens einem Monat zum Ende der Erstlaufzeit kündi-
gen. Erfolgt keine Kündigung, verlängert sich der Vertrag auf unbestimmte 
Zeit und kann von den Vertragspartnern jederzeit mit einer Frist von einem 
Monat gekündigt werden. 
 

2. Der Vertrag endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, wenn eine For-
derung aus diesem Vertrag vollstreckt wird, eine Zwangsvollstreckung ge-
gen den Kunden ganz oder teilweise ausfällt oder der Kunde die eidesstatt-
liche Versicherung über seine Vermögensverhältnisse abgibt. 
 

3. Unberührt bleiben Rechte der Vertragspartner 
zur fristlosen Kündigung aus wichtigem 
Grund. Der Lieferant ist insbesondere berechtigt, das Vertragsverhältnis 
zum Monatsende zu kündigen, wenn über einen zusammenhängenden 
Zeitraum von mehr als 12 Wochen keine elektrische Energie bezogen 
wurde. 
 

4. Die Kündigung bedarf der Textform.    

 

§ 13 

Umzug  

1. Bei einem Umzug ist der Kunde berechtigt, den bestehenden Vertrag mit 
zweiwöchiger Frist auf das Ende eines Kalendermonats zu kündigen. 
  

2. Für den Fall, dass der Kunde in eine Entnahmestelle umzieht, die in einem 
anderen Netzgebiet als bisher belegen ist, ist der Lieferant berechtigt, den 
bestehenden Vertrag mit zweiwöchiger Frist auf das Ende eines Kalender-
monats zu kündigen. 
 

3. Wird der Gebrauch von Elektrizität ohne ordnungsgemäße Kündigung ein-
gestellt, so haftet der Kunde dem Lieferanten nach seinem Auszug für die 
Bezahlung der Entgelte nach § 4, bis die Versorgung eines anderen Kun-
den an dieser Entnahmestelle durch einen anderen Lieferanten aufgenom-
men wird. 

 

§ 14 

Datenverarbeitung, Vertraulichkeit 

Die Vertragspartner werden die im Zusammenhang mit der Durchführung 
dieses Vertrages erhobenen, übermittelten oder zugänglich gemachten 
Daten unter Beachtung der gesetzlichen (insbesondere § 6a EnWG) und 
datenschutzrechtlichen (insbesondere Bundesdatenschutzgesetz und Da-
tenschutzgrundverordnung) Bestimmungen vertraulich behandeln. Die 
Vertragspartner sind berechtigt, Verbrauchs-, Abrechnungs- und Vertrags-
daten insbesondere für die Erfassung, Bilanzierung und Abrechnung der 
Energielieferungen sowie der Netznutzung, an Dritte in dem Umfang wei-
terzugeben, wie dies zur ordnungsgemäßen technischen und kommerziel-
len Abwicklung der jeweiligen Pflichten erforderlich ist. Diese Regelungen 
schließen eine Weitergabe an Behörden und Gerichte im Rahmen der ge-
setzlichen Vorgaben nicht aus. 

 

§ 15 

Schlussbestimmungen 

1. Sollten sich für das Vertragsverhältnis bestimmende Umstände wesentlich 
ändern und dadurch für einen der Vertragspartner das Festhalten am Ver-
trag nicht mehr zumutbar sein, insbesondere, wenn Leistung und Gegen-
leistung aus dem Vertrag nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis 
zueinander stehen, so werden die Vertragspartner den Vertrag baldmög-
lichst den geänderten Rahmenbedingungen anpassen.  
 

2. Über §§ 4 und 5 hinausgehende Änderungen oder Ergänzungen des Ver-
trages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform. Gleiches gilt für die Än-
derung dieser Klausel. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Formlos 
getroffene Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages sind jedoch 
wirksam, wenn sie Individualabreden im Sinne von § 305b BGB sind. 
 

3. Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische 
Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermö-
gen ist Weilheim. 
 

4. Jeder Vertragspartner erhält eine Ausfertigung des Vertrages. 
 

5. Die in diesem Vertrag genannten Anlagen sind Bestandteil des Vertrages. 
 

§ 16 

Kundenbeschwerden, Information nach §§ 111a, 111b EnWG 

1. Für eventuelle Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB, 
stehen dem Kunden folgende Kontaktwege zur Verfügung: schriftlich: 
Stadtwerke Weilheim i.OB Energie GmbH, Stadtwerkestraße 1, 82362 
Weilheim i.OB; per Fax: 0881 9420 929; telefonisch: 0881 9420 0; E-Mail 
post@stawm.de. Der Lieferant wird die Beanstandung des Kunden inner-
halb einer Frist von vier Wochen ab deren Zugang beim Lieferanten beant-
worten. 

2. Sollte der Kundenbeschwerde nicht innerhalb der unter Ziffer 1 genannten 
Frist abgeholfen werden, kann sich der Kunde unter den Voraussetzungen 
des § 111b EnWG in Verbindung mit dem Verbraucherstreitbeilegungsge-
setz (VSBG) an die Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 
10117 Berlin, info@schlichtungsstelle-energie.de, (weitere Kontaktdaten 
unter www.schlichtungsstelle-energie.de) wenden. Der Lieferant ist zur 
Teilnahme am Schlichtungsverfahren verpflichtet. Das Recht der Beteilig-
ten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren nach dem EnWG 
zu beantragen, bleibt unberührt. Durch ein etwaiges Schlichtungsverfahren 
wird die Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB gehemmt.  
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3. Für weitere Informationen kann der Kunde sich auch an den Verbraucher-
service der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und Strom wen-
den: Die Kontaktdaten lauten: Bundesnetzagentur für Elektrizität, Strom, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahn, Verbraucherservice, Postfach 
8001, 53105 Bonn, Telefon: 030-22480 500 oder 01805-101000, Telefax: 
030-22480 323, verbraucherservice-energie@bnetza.de  

 

§ 17 

Datenverarbeitung, Vertraulichkeit 

1. Der Lieferant verarbeitet personenbezogene Daten im Zusammenhang mit 
der Durchführung dieses Vertrages ausschließlich unter strikter Einhaltung 
der einschlägigen datenschutzrechtlichen Vorgaben. Er unterhält geeig-
nete 

 

 

und dem drohenden Risiko angemessene technische und organisatorische 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit, insbesondere zum 
Schutz der personenbezogenen Daten vor unbeabsichtigter oder unrecht-
mäßiger Kenntnisnahme durch Dritte. Weitere Informationen zur Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten stellen wir in der Datenschutzerklä-
rung der Stadtwerke Weilheim i. OB Energie GmbH 
(https://www.stawm.de/datenschutz-energie) bereit; diese wird nicht Ver-
tragsbestandteil. 

2. Der Lieferant wird die im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Ver-
trages erhobenen, übermittelten oder zugänglich gemachten Daten unter 
Beachtung der gesetzlichen (insbesondere § 6a EnWG) Bestimmungen  

vertraulich behandeln. Der Lieferant ist berechtigt, Verbrauchs-, Abrech-
nungs- und Vertragsdaten insbesondere für die Erfassung, Bilanzierung 
und Abrechnung von Stromlieferungen sowie der Netznutzung, an Dritte in 
dem Umfang weiterzugeben, wie dies zur ordnungsgemäßen technischen 
und kommerziellen Abwicklung der jeweiligen Pflichten erforderlich ist. 
Diese Regelungen schließen eine Weitergabe an Behörden und Gerichte 
im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben nicht aus. 

 

 

Hinweise gemäß § 4 EDL-G 

Energieeffizienz und Energieeinsparung:  

Informationen zu Anbietern von wirksamen Maßnahmen zur Energieeffizienz-
verbesserung und Energieeinsparung sowie ihren Angeboten finden Sie auf ei-
ner bei der Bundesstelle für Energieeffizienz (BfEE) öffentlich geführten Anbie-
terliste unter www.bfee-online.de. 

Informationen zu Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz und der 
Energieeinsparung mit Vergleichswerten zum Energieverbrauch sowie Kontakt-
möglichkeiten zu Verbraucherorganisationen, Energieagenturen oder ähnlichen 
Einrichtungen erhalten Sie auf folgender Internetseite: www.ganz-einfach-ener-
giesparen.de. 
 

 


